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§ 13 Anwaltsgesetz des Kantons Glarus

1. Uebersicht

Die bilateralen Verträge mit der Europäischen Gemeinschaft verpflichten die Schweiz, für Anwältinnen und
Anwälte, die Angehörige von Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) sind, den Zugang zum Anwalts-
beruf in der Schweiz zu regeln. Diese Pflicht erfüllt die Schweiz auf Bundesebene mit dem Bundesgesetz
über die Freizügigkeit der Anwältinnen und Anwälte (Bundesgesetz, BGFA). Um dieses Bundesgesetz zu
vollziehen und das Anwaltsrecht einer befriedigenden Regelung zuzuführen, muss ein Anwaltsgesetz erlas-
sen werden.

Das Bundesrecht verpflichtet die Kantone zur Führung eines kantonalen Anwaltsregisters sowie einer
öffentlichen Liste der Angehörigen von Mitgliedstaaten der EU, die in der Schweiz ständig Parteien vor
Gerichtsbehörden vertreten dürfen. Damit die Freizügigkeit der Inhaberinnen und Inhaber des glarnerischen
Rechtsanwaltspatentes gewährleistet ist, wird im kantonalrechtlichen Bereich das Verfahren zur Erlangung
des Anwaltspatentes so ausgestaltet, dass die durch Bundesrecht vorgegebenen Voraussetzungen für den
Registereintrag eines jeden Kantons erfüllt werden. Unverändert beibehalten wird der Grundsatz, dass man
sich in einem gerichtlichen Verfahren durch eine andere Person vertreten lassen kann. Zur berufsmässigen
Vertretung von Parteien vor den Gerichtsbehörden des Kantons Glarus befugt sind indes nur Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte bzw. jene Personen, welche in einem entsprechenden Register eingetragen sind.
Auch die Disziplinaraufsicht über die Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte wird neu geregelt, wobei der
Aufsicht nicht nur Anwältinnen und Anwälte unterstehen, für welche das Bundesgesetz gilt, sondern auch
diesen Beruf ausübende Personen, welche ausschliesslich in der Rechtsberatung tätig sind.

Sämtliche Aufgaben, welche sich aus dem Bundesgesetz oder dem kantonalen Anwaltsgesetz ergeben,
werden durch eine einzige kantonale (Aufsichts-)Behörde wahrgenommen. Damit wird auch der Rechts-
schutz grundlegend verbessert; alle Anordnungen, welche gestützt auf das Anwaltsrecht von der Anwalts-
kommission getroffen werden, können mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht angefochten werden.

2. Ausgangslage

2.1. Gesetzliche und völkerrechtliche Verpflichtungen

Das Bundesgesetz über den Binnenmarkt (Binnenmarktgesetz) gewährleistet allen Personen mit Niederlas-
sung oder Sitz in der Schweiz für die Ausübung ihrer Erwerbstätigkeit auf dem gesamten Gebiet der
Schweiz freien und gleichberechtigten Zugang zum Markt. Es gilt grundsätzlich auch für die berufliche

Art. 31

Kündigung
1 Der Kanton Zürich kann diese Vereinbarung unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von fünf Jahren auf das Jahresende, erstmals im Jahre 2011 auf
den 31. Dezember 2016, kündigen. Mit dem Austritt aus der Interkantonalen
Vereinbarung verzichtet der Kanton Zürich auf jegliche Ansprüche am
Linthwerk. Gleichzeitig ist der Kanton Zürich von der Pflicht zur Leistung
von künftigen finanziellen Beiträgen befreit.
2 Wird die Vereinbarung vom Kanton Zürich gekündigt, so wird dessen Kos-
tenanteil prozentual zur bisherigen Belastung auf die verbleibenden Verein-
barungskantone aufgeteilt.

Art. 32

Inkrafttreten
1 Die Vereinbarung tritt auf den Zeitpunkt in Kraft, in dem der Bundesrat das
Bundesgesetz über die Auflösung der Linthunternehmung in Kraft setzt.
2 Die Regierungen der Vereinbarungskantone sorgen dafür, dass die Organe
des Linthwerks im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vereinbarung nach
neuem Recht bestellt sind.
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Tätigkeit von Anwältinnen und Anwälten. Die Kantone können indes weiterhin ein Verfahren vorsehen, das
gewährleistet, dass die Berufsangehörigen aus anderen Kantonen dieselben Voraussetzungen erfüllen wie
diejenigen vor Ort. Im Rahmen der bilateralen Verträge haben die Schweiz und die Europäische Gemein-
schaft bzw. deren Mitgliedstaaten das Abkommen über den freien Personenverkehr abgeschlossen.
Danach ist die Schweiz unter anderem verpflichtet für EU-Anwältinnen und -Anwälte die Modalitäten des
Zugangs zum Anwaltsberuf zu regeln. Das Bundesgesetz setzt diese völkerrechtliche Verpflichtung um,
indem es die Ausübung des Anwaltsberufes durch Angehörige aus den Mitgliedstaaten der EU regelt, und
den im Binnenmarktgesetz enthaltenen Anspruch des freien und gleichberechtigten Zuganges zum Markt
auf dem gesamten Gebiet der Schweiz näher ausführt. Es gewährleistet ausdrücklich die Freizügigkeit der
Anwältinnen und Anwälte in der Schweiz. Zudem legt es gewisse Mindestanforderungen und Grundsätze
für die Ausübung des Anwaltsberufes sowie Bestimmungen über die Disziplinaraufsicht fest.

Mit dem Vollzug sind die Kantone beauftragt. Das Bundesgesetz soll zusammen mit den bilateralen Ver-
trägen bzw. dem Abkommen zwischen der Schweiz und der Europäischen Gemeinschaft über den freien
Personenverkehr in Kraft gesetzt werden. Der genaue Zeitpunkt der Inkraftsetzung ist noch offen (etwa
Mitte 2002).

2.2. Regelung der Anwaltstätigkeit im Kanton Glarus

Die Anwaltstätigkeit im Kanton Glarus ist in zwei Reglementen geregelt: im Reglement über die Zulassung
zum Anwaltsberuf und zur öffentlichen Beurkundung im Kanton Glarus und im Reglement über die Anwalts-
prüfung. Zudem finden sich in den Prozesserlassen einzelne Bestimmungen über die Vertretung von Par-
teien in den Verfahren vor den jeweiligen Instanzen. Es fehlen hingegen die Bestimmungen, welche für den
Vollzug der im Bundesgesetz den Kantonen zugewiesenen neuen Aufgaben erforderlich sind; das kantonale
Anwaltsrecht muss angepasst werden.

3. Die wichtigsten Punkte der Gesetzesvorlage

3.1. Bundesgesetz

Das Bundesgesetz garantiert die Freizügigkeit der Anwältinnen und Anwälte. Einzelne Aspekte des
Anwaltsrechts regelt es abschliessend (z. B. Berufsregeln und Disziplinarmassnahmen), andere Aufgaben
werden den Kantonen zum Vollzug zugewiesen. Weiterhin überlässt es das Festlegen der Anforderungen
für den Erwerb des Anwaltspatentes (Art. 3 Abs. 1 BGFA) und die Regelung des Anwaltsmonopols den Kan-
tonen. Insofern ergänzen sich Bundes- und kantonales Recht.

3.2. Kantonales Anwaltsrecht

Mit der Neufassung eines kantonalen Anwaltsgesetzes wird einerseits der bundesrechtliche Vollzugsauftrag
erfüllt, indem die für die Umsetzung des Bundesgesetzes erforderlichen Bestimmungen erlassen werden.
Anderseits werden auch die in die Zuständigkeit des Kantons fallenden Bereiche des Anwaltsrechts um-
fassend erneuert. Bis anhin waren in den Artikeln 65–72 des Gesetzes über die Gerichtsorganisation des
Kantons Glarus Fragen zum Anwaltsberuf sowie zur Anwaltsaufsicht nicht in der von der Praxis gewünsch-
ten Vollständigkeit geregelt. Dem Regelwerk sind nun nicht nur diejenigen Anwälte unterstellt, welche
Parteien vor Gericht vertreten und sich darum ins Anwaltsregister eintragen lassen, sondern ebenso jene,
die sich ausschliesslich auf Rechtsberatungen verlegen. Für diese gelten insbesondere die Berufsregeln
gemäss Artikel 12 BGFA ebenfalls. Diese Ausweitung des Geltungsbereichs ist geboten, sollen doch mit
dem Anwaltsgesetz Ansehen und Würde des ganzen Anwaltsstandes geschützt und gefördert werden. Die
Unterstellung sämtlicher praktizierenden Anwälte unter das kantonale Anwaltsgesetz drängt sich auch aus
Gleichheitsgründen auf. Für die «registrierten» Anwälte gelten die strengen Berufsregeln des Bundes-
gesetzes von vornherein für alle Bereiche ihrer anwaltlichen Tätigkeit, d. h. auch für die nicht gerichtliche
Betätigung.

3.3. Berufsmässige Vertretung von Parteien vor Gerichtsbehörden

Das Recht, berufsmässig Parteien vor den glarnerischen Gerichtsbehörden zu vertreten, bleibt grundsätz-
lich den Anwältinnen und Anwälten vorbehalten, welche im kantonalen Anwaltsregister eingetragen sind
oder Freizügigkeit nach Bundesrecht geniessen. Soweit dies spezialgesetzlich vorgesehen ist, sind Abwei-
chungen von diesem Grundsatz nach wie vor zulässig. Es könnte eine Bestimmung erlassen werden, mit
welcher die Inhaberinnen und Inhaber des glarnerischen Rechtsanwaltspatentes auch Parteien berufs-
mässig vor den glarnerischen Gerichtsbehörden vertreten dürften, selbst wenn sie nicht in einem Anwalts-
register eingetragen wären. Auf eine derartige Privilegierung wurde verzichtet, zumal die Mehrzahl der
Kantone davon Abstand nahm.
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3.4. Rechtsanwaltspatent

Das glarnerische Rechtsanwaltspatent wird nur noch aufgrund einer Prüfung erteilt. Zusammen mit den
fachlichen Zulassungsvoraussetzungen zur Prüfung (die mit den Voraussetzungen für die Eintragung in ein
kantonales Anwaltsregister gemäss Bundesgesetz identisch sind) soll sichergestellt werden, dass Inhaber
des glarnerischen Rechtsanwaltspatentes auch in das Anwaltsregister jedes anderen Kantons eingetragen
werden können. Dabei wurde bewusst darauf verzichtet, die Zulassung zur Anwaltsprüfung von der Erfül-
lung persönlicher Kriterien (z. B. Wohnsitz im Kanton Glarus, Leumund usw.) abhängig zu machen. Solche
Anforderungen könnten allenfalls bei der Umschreibung der Praktikumsvoraussetzungen gestellt werden.
Denkbar ist, dass an der Prüfung eine gewisse Vertrautheit mit den hiesigen politischen und gesellschaft-
lichen Verhältnissen vorausgesetzt wird.

3.5. Anwaltskommission

Die Anwaltskommission als Aufsichtsbehörde über die Anwältinnen und Anwälte, in welcher der Glarner
Anwaltsverband mindestens eine Zweierdelegation stellt, ist für sämtliche Aufgaben nach Bundesrecht
sowie nach kantonalem Recht zuständig. Sie führt die Anwaltsprüfung durch und erteilt das Anwaltspatent.
Sie ist zuständig für die Durchführung der Eignungsprüfung und des Gesprächs über die beruflichen Fähig-
keiten eines EU-Anwaltes, der sich im kantonalen Anwaltsregister eintragen lassen will. Sie führt das vom
Bundesrecht verlangte kantonale Anwaltsregister sowie die öffentliche Liste der Angehörigen von Mitglied-
staaten der EU, die in der Schweiz ständig Parteien vor Gerichtsbehörden vertreten dürfen. Das Verfahren
zur Führung der beiden Register wird gleich geregelt. Insbesondere sind Eintragungen sowie Löschungen
im Amtsblatt zu publizieren. Sie übt die Disziplinaraufsicht über die Anwältinnen und Anwälte aus. Gegen
Standesvertreter, die gegen die Berufsregeln verstossen haben, muss die Aufsichtsbehörde ein Disziplinar-
verfahren durchführen und die erforderlichen Massnahmen anordnen. Die schärfste Disziplinarmassnahme
ist das Berufsausübungsverbot. Damit kann die berufsmässige Vertretung von Parteien vor Gerichtsbehör-
den untersagt werden. Dieser Aufsicht unterstehen nicht nur die gerichtlich, sondern auch die lediglich
beratend tätigen Anwältinnen und Anwälte.

3.6. Rechtsschutz

Der Vollzugsauftrag und der Rechtsschutz werden mit einer einheitlichen und schlanken Behördenstruktur
sowie mit raschen, einfachen Verfahren umgesetzt.

3.7. Urkundspersonen

Weiterhin nicht unter das Anwaltsrecht fallen die Anwälte in ihrer Funktion als Urkundsperson. Weil diese
Aufgabe nicht ausschliesslich den Vertretern des Anwaltsstandes vorbehalten ist, sollen für sie diesbezüg-
lich keine anderen Regeln als für die übrigen Urkundspersonen gelten. Insofern behält das Reglement über
die Zulassung zum Anwaltsberuf und zur öffentlichen Beurkundung im Kanton Glarus Gültigkeit.

4. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

Artikel 1; Gegenstand

Der vorliegende Erlass beschränkt sich nicht auf die Einführung und Umsetzung des BGFA, sondern will die
anwaltlichen Tätigkeiten generell regeln. «Ausübung des Anwaltsberufs» meint die in Artikel 2 erwähnte Ver-
tretung von Parteien vor Glarner Gerichtsbehörden (so genannte forensische Tätigkeit) sowie das Erteilen
von Rechtsberatungen.

Artikel 2; Geltungsbereich

Ausser den forensisch tätigen Anwälten ist dem kantonalen Anwaltsgesetz ebenso unterworfen, wer als
Inhaber des Anwaltspatentes unter entsprechender Berufsbezeichnung (Rechtsanwalt, Anwalt, Advokat)
lediglich beratend tätig ist. Dazu gehört auch die Vertretung in einem Verwaltungsverfahren vor kommuna-
len oder kantonalen Exekutivbehörden. Zuweilen wird es nicht einfach zu bestimmen sein, wann eine bera-
tende Tätigkeit vorliegt, die den Leistungserbringer in den Anwendungsbereich des Anwaltsgesetzes rückt.
Die Praxis wird die exakten Trennlinien ziehen müssen. Nicht unwesentlich wird die Motivation der Klienten
sein, mit ihren Anliegen einen Rechtsanwalt aufzusuchen. Auf eine anwaltliche Beratungstätigkeit dürfte
immer dann zu schliessen sein, wenn aufgrund der Umstände davon auszugehen ist, der Klient hätte mit
seinem rechtsspezifischen Anliegen den Leistungserbringer nicht aufgesucht, wäre dieser nicht Anwalt und
nicht unter entsprechender Berufsbezeichnung selbstständig tätig.
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Der Begriff «Berufsbezeichnung» gibt vor, dass die anwaltliche Betätigung gleichsam nach der Art eines
Berufs zu erfolgen hat, wobei eine nur nebenberufliche Beschäftigung ebenfalls denkbar ist. Das bedeutet,
dass etwa ein Anwalt nach Aufgabe seiner Kanzlei nicht mehr dem Anwaltsgesetz untersteht, wenn er aus
Kulanz noch ein vereinzeltes Beratermandat annimmt. Ebenfalls nicht unter das Anwaltsgesetz fällt, wer
zwar das Anwaltspatent besitzt, jedoch als Jurist z. B. in der öffentlichen Verwaltung, Rechtsberater einer
Bank, Betriebsjurist eines Privatunternehmens tätig ist.

Artikel 3; Berechtigung zur Parteivertretung

Im Unterschied zu verschiedenen anderen Kantonen (z. B. BS, BL, UR) ist nicht bloss die berufsmässige
Vertretung von Parteien in einem gerichtlichen Verfahren bzw. vor den Strafuntersuchungsbehörden aus-
schliesslich den im Anwaltsregister eingetragenen Anwälten vorbehalten, sondern die Vertretung ganz
allgemein, gleichgültig ob sie berufsmässig erfolgt oder nicht. Dieses vergleichsweise weitgehende
Anwaltsmonopol erfährt nur in einigen wenigen gesetzlich ausdrücklich vorbehaltenen Fällen eine Aus-
nahme (so ist beispielsweise in arbeitsrechtlichen Streitigkeiten die Vertretung durch einen Verbandsfunk-
tionär gestattet; Art. 284 Abs. 1 ZPO).

Absatz 2 regelt die für die Ausbildung angehender Anwälte wertvolle Substitutionsmöglichkeit.

Artikel 4; Zusammensetzung der Anwaltskommission

Die Anwaltskommission besteht aus fünf Mitgliedern. Die Kommission konstituiert sich selbst; auch das
Präsidium wird nicht durch das Gesetz bestimmt.

Die Mitglieder müssen nicht über ein Anwaltspatent verfügen. Die Auswahl würde sonst unnötig erschwert.
Immerhin wird durch die Voraussetzung eines juristischen Hochschulabschlusses sichergestellt, dass keine
Laien Einsitz in dieser Fachkommission nehmen und künftige Anwälte durch Laien geprüft werden. Ausser-
dem müssen Mitglieder der Anwaltskommission verwaltungsunabhängig sein, d. h. sie dürfen nicht der Ver-
waltung angehören (Abs. 2).

Artikel 5; Wahl der Anwaltskommission

Als Wahlgremium bietet sich der Landrat an. Das Gesetz setzt der entsprechenden Auswahl hinsichtlich der
personellen Zusammensetzung insofern Schranken, als die Vertretung der Gerichte und des Anwaltsver-
bandes durch je einen Zweiervorschlag garantiert ist. Komplettiert wird die Kommission durch ein fünftes,
vom Landrat auf Vorschlag des Regierungsrates gewähltes Mitglied.

Auswärtige Fachleute (z. B. Hochschulprofessor, Staatsanwalt, Staatsanwalt a. D., kantonale Gerichtspräsi-
dien usw.) können vorgeschlagen werden. Insbesondere der Beizug einer ausserkantonalen Fachkraft kann
die Unabhängigkeit erhöhen. Es müssen auch nicht beide Vertreter des Glarner Anwaltsverbandes diesem
Verband angehören.

Artikel 6; Organisation der Anwaltskommission

Ist die Kommission nur mit fünf Mitgliedern beschlussfähig, so braucht es Ersatzmitglieder (vgl. Art. 5). Für
die Durchführung und Abnahme von Anwalts- sowie Eignungsprüfungen kann die Anwaltskommission
geeignete Fachpersonen beiziehen, um die zu prüfenden Fachgebiete optimal abzudecken (Abs. 2). Die
Anwaltskommission hat ein Aktuariat zu bestimmen (Abs. 3).

Artikel 7; Zuständigkeiten der Anwaltskommission

Die Anwaltskommission erteilt das Anwaltspatent (Art. 7 Bst. a) und legt u. a. einen Tarif fest, der im Rahmen
der amtlichen Pflichtverteidigungen und unentgeltlichen Rechtspflege zur Anwendung gelangt. Dieser Tarif
ist durch den Landrat zu genehmigen, zumal er direkte Kostenwirkung zeitigt (Art. 7 Bst. k).

Artikel 8; Kompetenzdelegation der Anwaltskommission an ihr Präsidium

Damit bei unbestrittenen Belangen nicht die ganze Kommission einzuberufen ist, werden gewisse Ent-
scheidkompetenzen an das Präsidium delegiert. Sollten sich allerdings beispielsweise bei der Frage der für
die Eintragung ins Anwaltsregister vorausgesetzten beruflichen Unabhängigkeit des Anwalts (Art. 8 Abs. 1
Bst. d BGFA) Zweifel ergeben, so ist die Entscheidung darüber der ganzen Anwaltskommission vorbehalten.

Ferner ist das Präsidium generell zum Erlass von provisorischen oder selbst superprovisorischen (ohne
vorherige Anhörung des Betroffenen) Anordnungen ermächtigt, soweit rasches Handeln geboten ist. Eine
entsprechende Verfügung gilt längstens bis zu deren Bestätigung oder Aufhebung im ordentlichen Auf-
sichtsverfahren, wogegen Beschwerde geführt werden kann. Die provisorische (präsidiale) Vorkehr selber
ist indessen nicht anfechtbar.
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Artikel 9; Anwaltspatent

Das Glarner Anwaltspatent konnte bisher von der Verwaltungskommission der Gerichte verliehen, mitunter
ohne Prüfung geschenkt werden (Art. 66 Abs. 2 GOG). Artikel 7 BGFA macht das Recht auf einen Eintrag
ins kantonale Anwaltsregister für Neuerteilungen unter anderem von einem Examen abhängig (Art. 36 BGFA).

Das Glarner Anwaltspatent wird neu von der Anwaltskommission verliehen. Die Möglichkeit des geschenk-
ten Patentes ist nicht mehr vorgesehen, nachdem ein solches nicht mehr zum Eintrag ins kantonale
Anwaltsregister berechtigen würde. Für die Patenterteilung sollen allein fachliche Voraussetzungen mass-
gebend sein. Wer die persönlichen Voraussetzungen nicht erfüllt, wird nach Massgabe von Artikel 8 BGFA
nicht ins Anwaltsregister eingetragen. Auch wird bewusst auf eine Bestimmung verzichtet, welche Vertraut-
heit mit den hiesigen politischen und gesellschaftlichen Verhältnissen verlangt. Dieses Element kann in der
Prüfung bzw. im entsprechenden Reglement (z. B. bei der Beschreibung der Praktikumsvoraussetzungen)
betont werden.

Artikel 10; Anwaltsregister

Die Zuständigkeit der Anwaltskommission für das Anwaltsregister gibt das Bundesgesetz vor (Art. 5 Abs. 3
BGFA).

Artikel 11; Eintragung im Anwaltsregister

Inhalt und Voraussetzungen des Registereintrags umschreibt das Bundesrecht umfassend. Dies ist nicht zu
wiederholen. Da die Anwaltskommission das Prüfungsreglement erlässt, ist es nahe liegend, dass sie –
wohl im selben Erlass – Vorschriften zur Eignungsprüfung und zum entsprechenden Gespräch erlässt,
welches sie auch selbst zu führen hat.

Aus administrativen Gründen rechtfertigt sich die Aufnahme einer Meldepflicht (Abs. 3).

Artikel 12; Löschung im Anwaltsregister

Die Löschung eines Registereintrages muss zwangsweise verfügt werden können. Diesfalls wickelt sich
das Vorgehen analog zum Disziplinarverfahren (Art. 14 ff.) ab.

Artikel 13; Berufsregeln

Für die im Rahmen des Anwaltsmonopols forensisch tätigen Anwälte gelten die Berufsregeln bereits von
Bundesrechts wegen (Art. 2 Abs. 1 und 12 f. BGFA) und zudem für sämtliche Bereiche ihrer anwaltlichen
Tätigkeit. Dieselben Berufsregeln gelten für die nicht registrierten Anwälte und somit für alle Anwälte; es ist
der ganze Anwaltsstand der Aufsicht und Disziplinargewalt der Anwaltskommission unterstellt.

Artikel 14; Disziplinarverfahren

Das Aufsichts- bzw. Disziplinarverfahren ist zweistufig angelegt, da bei Disziplinarmassnahmen (Art. 16)
gegenüber registrierten Anwälten die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ans Bundesgericht zulässig ist.
Gemäss Artikel 98a des Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege müssen in diesen
Fällen bereits die Kantone eine richterliche Beschwerdeinstanz vorsehen, wenn – wie das bei der Anwalts-
kommission zutrifft – das eigentliche Aufsichtsgremium keine richterliche Behörde ist.

Die anzeigende Person oder Behörde ist im Aufsichtsverfahren nicht Partei. Ihre Rechte im Verfahren
ergeben sich aus Artikel 84 Verwaltungsrechtspflegegesetz.

Bei der Disziplinaraufsicht handelt es sich um eine Verwaltungsangelegenheit. Eine Disziplinarmassnahme
kann aber durchaus einschneidender Natur sein (Berufseinstellung). Es sind deshalb neben den Bestim-
mungen über das Verwaltungsverfahren die – namentlich durch Artikel 6 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention garantierten – Grundsätze (z. B. Anspruch auf eine öffentliche Verhandlung) zu wahren.

Artikel 15; Disziplinarmassnahmen

Die möglichen Disziplinarmassnahmen ergeben sich abschliessend aus Artikel 17 BGFA. Die schwächste
Sanktion ist die Verwarnung, die einschneidendste ein dauerndes Berufsausübungsverbot, welches zusätz-
lich mit einer Busse bis zu 20 000 Franken verbunden werden kann (Abs. 1). Der Anwendungsbereich eines
vorsorglichen Berufsausübungsverbotes wird in Absatz 2 näher abgesteckt.

Weil das Publikum anders kaum wirksam geschützt werden kann, ist ein ausgefälltes Berufsausübungs-
verbot im Amtsblatt zu publizieren (Abs. 4).
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Artikel 16; Beschwerde

Alle Entscheide der Anwaltskommission können an das Verwaltungsgericht weitergezogen werden. Diese
Regelung geht derjenigen in Artikel 106 Absatz 1 Buchstabe e Verwaltungsrechtspflegegesetz vor. Im Uebri-
gen aber müssen die im Verwaltungsrechtspflegegesetz festgeschriebenen Voraussetzungen erfüllt sein.
Die Anfechtbarkeit ist auch gegeben bei Aufsichtsentscheiden gegenüber nicht im Register eingetragenen,
lediglich beratend tätigen Anwälten, und zwar unbekümmert darum, dass in einem solchen Fall – da der
betreffende Anwalt nicht direkt dem BGFA untersteht – gegen den verwaltungsgerichtlichen Entscheid
einzig die staatsrechtliche Beschwerde ans Bundesgericht offen steht.

Entscheide des Präsidiums nach Artikel 8 Absatz 1: Auch eine zunächst vermeintlich unbestrittene Angele-
genheit kann Widerspruch hervorrufen. Präsidiale Anordnungen müssen deshalb einer Ueberprüfung
zugänglich sein. Nicht anfechtbar sind dagegen Entscheide nach Artikel 8 Absatz 2: Erst der Entscheid der
Anwaltskommission ist beschwerdefähig. Das Beschwerderecht des Glarner Anwaltsverbandes ergibt sich
aus Artikel 6 Absatz 4 BGFA.

Artikel 17; Grundsatz betreffend Anwaltshonorar

Artikel 12 Buchstabe e BGFA verbietet einerseits die Vereinbarung eines Erfolgshonorars noch vor Beendi-
gung eines Prozesses und untersagt dem Anwalt anderseits, im Hinblick auf einen allenfalls ungünstigen
Prozessausgang auf das Honorar zu verzichten. Ansonsten gibt das BGFA den Kantonen keine Honorar-
regelung vor. Weiterhin soll es im Kanton Glarus für das Verhältnis Anwalt/Klient keinen hoheitlichen Tarif
geben. Dies rechtfertigt sich umso mehr, als sich laut Bundesamt für Justiz die Wettbewerbskommission
für die Aufhebung kantonaler Tarife einsetzt (mit Ausnahme der amtlichen Verteidigung und der unentgelt-
lichen Rechtspflege).

Artikel 18; Moderationsverfahren

Das Moderationsverfahren ist von eher geringer Bedeutung. Es ist auf die Frage beschränkt, ob das Hono-
rar mit den Ansätzen des Anwaltsverbandes übereinstimmt; es ergeht daher einzig ein Entscheid über die
Tarifmässigkeit des Honorars und kein Leistungsurteil. Haben die Parteien eine von den Honoraransätzen
des Anwaltsverbandes abweichende Vereinbarung getroffen, muss der ordentliche Prozessweg beschritten
werden. Die Parteien können aber in allen Fällen – auch bei Anwendung der Honoraransätze des Verbandes
– statt dem Moderationsverfahren direkt den ordentlichen Prozess wählen. Zu einem Moderationsverfahren
im Sinne der vorliegenden Bestimmung kann es auch bei einer Honorarstreitigkeit im Anschluss an ein ver-
waltungsgerichtliches Verfahren kommen.

Artikel 19 und 20; Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte aus Mitgliedstaaten der EU

Diese beiden Artikel bezwecken den Vollzug des Abkommens über die Freizügigkeit im Personenverkehr
zwischen der Schweiz und den Staaten der EU. Es wird unterschieden zwischen der vorübergehenden –
während maximal 90 Tagen im Jahr – forensischen Berufsausübung (Art. 19) und der ständigen Befugnis, in
der Schweiz Parteien vor Gericht zu vertreten, sei es unter der ursprünglichen Berufsbezeichnung des Her-
kunftslandes (Art. 20) oder sei es unter der hiesigen Berufsbezeichnung «Rechtsanwalt oder Rechtsanwäl-
tin» (Art. 9–11).

Artikel 21; Gebühren

Es versteht sich von selbst, dass die Gebühren in aller Regel dem Verursacher bzw. – etwa bei der Anwalts-
prüfung – den Bewerbern aufzuerlegen sind. Eintragungen ins Anwaltsregister sowie – bei EU-Anwälten – in
die öffentliche Liste (Art. 20) sind hingegen kostenlos. Im Prüfungsreglement sind die entsprechenden
Gebühren festzulegen (Abs. 3).

Artikel 22 und 23; Kosten-/Entschädigungspflicht im Disziplinar-/Rechtsmittelverfahren

Im Disziplinarverfahren wird die anzeigende Person oder Behörde im Falle von Mutwilligkeit kosten- und
gegenüber dem verzeigten Anwalt je nachdem auch entschädigungspflichtig. Ihr selber aber steht im Diszi-
plinarverfahren vor der Anwaltskommission mangels Parteistellung kein Entschädigungsanspruch zu. Für
das Rechtsmittelverfahren gilt das Verwaltungsrechtspflegegesetz.
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Artikel 24; Unerlaubte Titelverwendung

Unerlaubte Titelverwendung stellt einen kantonalrechtlichen Uebertretungstatbestand dar, wie ihn auch die
Kantone Basel-Stadt und Thurgau kennen. Der Adressatenkreis dieser Strafbestimmung geht selbstver-
ständlich über den Geltungsbereich gemäss Artikel 2 hinaus, zielt die Norm doch gerade auf Nichtanwälte
ab, die sich zu Unrecht als Rechtsanwalt ausgeben.

Der Patentanwalt erwirkt für Erfindungen ein Patent. Es ist dies in der Regel ein sehr aufwändiges Verfah-
ren, welches einiges technisches Spezialwissen erfordert.

Artikel 25; Eintragung im Anwaltsregister

Die bisherigen Inhaber des Glarner Anwaltspatentes mit Wohnsitz im Kanton Glarus haben einen Rechts-
anspruch auf vorbehaltlose Eintragung ins Anwaltsregister (Art. 36 BGFA). Die entsprechenden Eintragun-
gen sind von Amtes wegen vorzunehmen. Die Kostenlosigkeit ergibt sich aus Artikel 21 Absatz 2.

Artikel 26; Hängige Disziplinarfälle

Gemäss dieser Uebergangslösung ist für die Behandlung pendenter Aufsichtsbeschwerden noch die Ver-
waltungskommission der Gerichte zuständig, welche dabei aber die milderen Bestimmungen anwendet.

Artikel 28; Inkrafttreten

Das Inkrafttreten der bilateralen Verträge mit der EU ist zur Zeit noch offen. Weil zudem die Anwaltskom-
mission anschliessend ein neues Reglement erlassen muss, rechtfertigt sich, dass der Regierungsrat das
Inkrafttreten bestimmt.

5. Auswirkungen

Aus der Durchführung der Anwaltsprüfung entsteht im Vergleich zur aktuellen Regelung kaum ein wesent-
licher Mehraufwand, sofern der Modus der Anwaltsprüfung nicht grundsätzlich geändert wird. Zusätzlich
zur Anwaltsprüfung muss die Anwaltskommission hingegen für Anwältinnen und Anwälte aus Mitglied-
staaten der EU, welche ins kantonale Anwaltsregister aufgenommen werden wollen, unter bestimmten
Voraussetzungen die Eignungsprüfung oder das Gespräch zur Prüfung der beruflichen Fähigkeiten durch-
führen. Der daraus entstehende zusätzliche Arbeitsaufwand dürfte sich in Grenzen halten.

Mehrarbeit erwartet die Anwaltskommission im Zusammenhang mit der Aufsicht über die Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte. Sie muss das kantonale Anwaltsregister sowie die Liste der EU-Anwältinnen und
-Anwälte erstellen; die Weiterführung wird nicht mehr aufwändig sein. Auf der anderen Seite entfällt die
Führung des Registers über die Anwälte mit einem ausserkantonalen Patent, welche im Kanton Glarus eine
Berufsausübungsbewilligung besitzen. Allerdings muss sie Einsicht in die Register gewähren und Auskünfte
über Eintragungen erteilen. Sobald die Register aus dem Internet abrufbar sind, ist jedoch auch mit der
Informations- und Einsichtspflicht kein grösserer Aufwand mehr verbunden.

Da gegen alle Anordnungen der Anwaltskommission (inkl. Prüfungen) die Beschwerde an das Verwaltungs-
gericht möglich ist, wird dieses eine zusätzliche, aber nur schwer abzuschätzende Mehrbelastung erfahren.

6. Beratung der Vorlage im Landrat 

Die Vorlage wurde durch eine landrätliche Kommission unter dem Vorsitz von Landrat Erich Leuzinger,
Riedern, vorberaten. Eintreten auf das Geschäft war unbestritten. Am intensivsten wurde über die Anwalts-
kommission diskutiert: über ihre Zusammensetzung und das Vorschlags- und das Wahlrecht. Das Konzept
mit einer fünfköpfigen Anwaltskommission mit fünf Ersatzmitgliedern und der Wahl durch den Landrat fand
Eingang in den Gesetzesentwurf. Die landrätliche Kommission forderte zudem eine verwaltungsunabhän-
gige Anwaltskommission und schied das Vorschlagsrecht für die Mitglieder und die Ersatzmitglieder dem
Anwaltsverband (je zwei), der Verwaltungskommission der Gerichte (je zwei) und dem Landratsbüro (je
eines) zu.

Anlässlich der Beratungen im Landrat gab wiederum die Konstituierung der Anwaltskommission zu Diskus-
sionen Anlass. Von Regierungsseite, mit Unterstützung aus dem Rat, wurde betont, dass die Anwaltskom-
mission Verwaltungsaufgaben wahrnehme, welche die Frage der Gewaltentrennung kaum berührten. Die
Verwaltung habe überdies im Rahmen von Verwaltungsverfahren und Verwaltungsrechtspflege einen inten-
siven Bezug zu der Materie und Anrecht auf eine Vertretung in der Kommission. Von der landrätlichen
Kommission wurde erwidert, nur schon der Anschein eines Tangierens des Gewaltentrennungs-Grund-
satzes sei zu vermeiden. Auch stelle ihre Lösung einen Kompromiss zwischen den unterschiedlichen
gesetzgeberischen Vorstellungen dar, welcher nicht gefährdet werden solle.
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Der Landrat folgte in erster und zweiter Lesung mit knapper Mehrheit dem Vorschlag der Kommission und
hielt am Erfordernis der Verwaltungsunabhängigkeit der Mitglieder der Anwaltskommission fest. Bezüglich
Nominationsrecht folgte er hingegen mit klarer Mehrheit der Exekutive und nahm ein Vorschlagsrecht des
Regierungsrates (statt des Landratsbüros) für ein ordentliches und ein Ersatzmitglied in den Gesetzes-
entwurf auf. Am Recht der Anwaltskommission, zur Durchführung und Abnahme der Eignungsprüfungen
geeignete Fachpersonen – auch aus der Verwaltung – beiziehen zu können, hielt der Landrat ebenfalls klar
fest.

Die bereinigte Vorlage wurde einstimmig zuhanden der Landsgemeinde verabschiedet.

7. Antrag

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, nachstehendem Gesetzesentwurf zuzustimmen:

Anwaltsgesetz des Kantons Glarus
(Vom ...... Mai 2002)

Die Landsgemeinde,

gestützt auf das Bundesgesetz vom 23. Juni 2000 über die Freizügigkeit der
Anwältinnen und Anwälte sowie Artikel 69 Absatz 1 Buchstabe b der Kan-
tonsverfassung,

beschliesst:

1. Kapitel: Geltungsbereich und Grundsätze
Art. 1

Gegenstand

Dieses Gesetz regelt die Ausübung des Anwaltsberufs im Kanton Glarus
und vollzieht das Bundesgesetz über die Freizügigkeit der Anwältinnen und
Anwälte (BGFA).

Art. 2

Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für Personen, die über ein Anwaltspatent verfügen und
Parteien vor glarnerischen Gerichten vertreten oder im Kanton Glarus mit
entsprechender Berufsbezeichnung beratend tätig sind.

Art. 3

Berechtigung zur Parteivertretung
1 Soweit das Gesetz keine Ausnahmen vorsieht, sind zur Vertretung und
Verbeiständung von Parteien vor den glarnerischen Gerichten und Straf-
untersuchungsbehörden nur Personen berechtigt, welche im kantonalen
Anwaltsregister gemäss Artikel 5 BGFA eingetragen sind oder Freizügigkeit
nach Bundesrecht geniessen.
2 Die Anwaltskommission erteilt auf Gesuch hin Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten, die in einem kantonalen Anwaltsregister eingetragen sind,
die Bewilligung, die bei ihnen tätigen Praktikumsangestellten unter ihrer
Leitung und Verantwortung zur Prozessvertretung im Kanton Glarus ein-
zusetzen, sofern diese die Voraussetzungen von Artikel 7 Absatz 1 Buch-
stabe a und Artikel 8 Absatz 1 Buchstaben a–d BGFA erfüllen. Die Substitu-
tionsbewilligung wird für höchstens drei Jahre erteilt; sie kann in Härtefällen
verlängert, andererseits bei begründetem Anlass auch wieder entzogen
werden.
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2. Kapitel: Anwaltskommission
Art. 4

Zusammensetzung
1 Die Anwaltskommission besteht aus fünf Mitgliedern und konstituiert sich
selbst.
2 Die Mitglieder der Anwaltskommission müssen entweder ein Rechts-
anwaltspatent besitzen, welches zur Eintragung in ein kantonales Anwalts-
register berechtigt, oder ein juristisches Studium mit einem Lizentiat einer
schweizerischen Hochschule oder einem gleichwertigen Hochschuldiplom
eines Staates, der mit der Schweiz die gegenseitige Anerkennung vereinbart
hat, abgeschlossen haben. Sie müssen verwaltungsunabhängig sein. Sie
dürfen weder dem selben Anwaltsbüro angehören noch in den letzten fünf
Jahren vor einer allfälligen Wahl diszipliniert worden sein. Ein während der
Amtszeit diszipliniertes Mitglied verliert seine Mitgliedschaft.

Art. 5

Wahl
1 Der Landrat wählt die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Anwaltskommis-
sion auf eine Amtsdauer von vier Jahren. Diese entspricht derjenigen der
Gerichtsbehörden.
2 Der Glarner Anwaltsverband und die Verwaltungskommission der Gerichte
schlagen zu Handen des Landrates je zwei Kommissions- und Ersatzmit-
glieder vor, der Regierungsrat je ein ordentliches und ein Ersatzmitglied.

Art. 6

Organisation
1 Die Anwaltskommission ist mit fünf Mitgliedern beschlussfähig. Im Uebri-
gen gilt Artikel 51 Absätze 2–4 des Gerichtsorganisationsgesetzes analog.
2 Sie kann zur Durchführung und Abnahme der Anwaltsprüfungen sowie der
Eignungsprüfungen nach Artikel 31 BGFA geeignete Fachpersonen beizie-
hen.
3 Sie bestimmt ein Aktuariat.

Art. 7

Zuständigkeiten

Die Anwaltskommission ist die kantonale Aufsichtsbehörde über die Anwäl-
tinnen und Anwälte (Art. 14 BGFA) und erfüllt alle Aufgaben gemäss dem
Bundesgesetz über die Freizügigkeit der Anwältinnen und Anwälte und
gemäss diesem Gesetz. Sie:
a. nimmt die Anwaltsprüfung ab und erteilt das Rechtsanwaltspatent;
b. führt das Anwaltsregister des Kantons Glarus (Art. 5 Abs. 3 BGFA);
c. bezeichnet die anerkannten gemeinnützigen Organisationen (Art. 8 Abs. 2

BGFA);
d. gewährt Einsicht in das Anwaltsregister des Kantons Glarus und erteilt

Auskunft, ob eine Anwältin oder ein Anwalt im Anwaltsregister des Kan-
tons Glarus eingetragen ist und ob gegen sie oder ihn ein Berufsaus-
übungsverbot verhängt ist (Art. 10 BGFA);

e. führt die öffentliche Liste der Angehörigen von Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union (EU), die in der Schweiz unter ihrer ursprünglichen
Berufsbezeichnung ständig Parteien vor Gerichtsbehörden vertreten dür-
fen (Liste der EU-Anwältinnen und -Anwälte; Art. 28 Abs. 1 BGFA);

f. gewährt Einsicht in die Liste der EU-Anwältinnen und -Anwälte und erteilt
Auskunft, ob eine Person in diese Liste eingetragen ist und ob gegen die-
se ein Berufsausübungsverbot verhängt ist;

g. führt die Eignungsprüfung oder das Gespräch zur Prüfung der beruflichen
Fähigkeiten durch (Art. 30 BGFA);

h. entbindet Anwältinnen und Anwälte vom Berufsgeheimnis;
i. entscheidet darüber, ob eine Bewerberin oder ein Bewerber zur Anwalts-

prüfung zugelassen wird;
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k. legt den Tarif für die Entschädigungen im Rahmen der amtlichen Pflicht-
verteidigungen und unentgeltlichen Rechtspflege (Art. 12 BGFA) fest, wel-
cher der Genehmigung durch den Landrat unterliegt.

Art. 8

Kompetenzdelegation
1 Die Anwaltskommission kann einzelne administrative Aufgaben, nament-
lich die Erteilung von Substitutionsbewilligungen sowie die Eintragung im
Anwaltsregister oder die Führung des Verzeichnisses und der Liste der im
Kanton Glarus unter ihrer ursprünglichen Berufsbezeichnung tätigen Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte aus der EU, an das Präsidium delegieren.
2 Das Präsidium trifft ferner die notwendigen Anordnungen, wenn Gefahr im
Verzug ist.

3. Kapitel: Anwaltspatent und Anwaltsregister
Art. 9

Anwaltspatent
1 Die Anwaltskommission erteilt das Glarner Anwaltspatent Bewerberinnen
und Bewerbern, welche die fachlichen Voraussetzungen im Sinne von Arti-
kel 7 BGFA erfüllen und die glarnerische Anwaltsprüfung bestanden haben.
2 Die Anwaltskommission bestimmt in einem Reglement die Einzelheiten der
Anwaltsprüfung, welche eine Prüfung über die theoretischen und prakti-
schen Kenntnisse zu umfassen hat, sowie die Modalitäten des für die Zulas-
sung zur Prüfung erforderlichen Praktikums.
3 Das Anwaltspatent erbringt den Nachweis der fachlichen Voraussetzungen
im Sinne von Artikel 7 BGFA für die Eintragung im kantonalen Anwaltsregis-
ter und berechtigt die Inhaberin oder den Inhaber unter der Berufsbezeich-
nung «Rechtsanwältin» oder «Rechtsanwalt» oder unter einem gleichwerti-
gen Titel aufzutreten.

Art. 10

Anwaltsregister
1 Die Anwaltskommission führt das kantonale Anwaltsregister nach Mass-
gabe von Artikel 5 BGFA.
2 Jede Neueintragung im Anwaltsregister ist im kantonalen Amtsblatt zu
publizieren, ebenso die Löschung des Registereintrages.

Art. 11

Eintragung im Anwaltsregister
1 Im Anwaltsregister wird eine Person eingetragen, wenn sie den schriftli-
chen Nachweis erbringt, dass sie die fachlichen und persönlichen Voraus-
setzungen nach dem Bundesrecht erfüllt.
2 Unter Vorbehalt der Vorschriften des Bundesgesetzes über die Freizügig-
keit der Anwältinnen und Anwälte regelt die Anwaltskommission die Anfor-
derungen an die Eignungsprüfung sowie das Gespräch zur Prüfung der
beruflichen Fähigkeiten für Angehörige von Mitgliedstaaten der EU, welche
sich in das Anwaltsregister eintragen lassen wollen.
3 Wer im Anwaltsregister eingetragen ist, muss den Wegfall einer Eignungs-
voraussetzung und die Aenderung registrierter Daten unverzüglich der
Anwaltskommission melden.

Art. 12

Löschung im Anwaltsregister
1 Die Anwaltskommission löscht den Eintrag im Anwaltsregister, wenn eine
der Voraussetzungen des Registereintrags nicht mehr erfüllt ist.
2 Die Löschung kann auf Antrag oder von Amtes wegen erfolgen. Soweit die
eingetragene Person nicht selber auf die Eintragung verzichtet, sind die Vor-
schriften des Disziplinarverfahrens sinngemäss anwendbar.



85

4. Kapitel: Berufsregeln und Aufsicht
Art. 13

Berufsregeln
1 Für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die im Kanton Glarus Parteien
vor Gericht vertreten oder mit entsprechender Berufsbezeichnung beratend
tätig sind, gelten die Berufspflichten gemäss den Artikeln 12 und 13 BGFA
unabhängig von der Eintragung im Anwaltsregister.
2 Die Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen unterstehen der Aufsicht und
der Disziplinargewalt der Aufsichtsbehörde, unabhängig von der Eintragung
im Anwaltsregister.

Art. 14

Disziplinarverfahren
1 Disziplinarverfahren werden von Amtes wegen oder auf schriftliche Anzeige
hin durchgeführt. Die anzeigende Person oder Behörde ist im Disziplinarver-
fahren nicht Partei.
2 Soweit sich aus Bundesrecht nichts anderes ergibt, sind die Bestimmun-
gen des Verwaltungsrechtspflegegesetzes anwendbar.
3 Die Beschlüsse der Anwaltskommission sind der betroffenen Anwältin
oder dem betroffenen Anwalt sowie den im Bundesrecht vorgesehenen
Behörden schriftlich zu eröffnen.

Art. 15

Disziplinarmassnahmen
1 Ist eine Verletzung der Berufsregeln durch eine Rechtsanwältin oder einen
Rechtsanwalt erstellt, kann eine Disziplinarmassnahme nach Artikel 17
BGFA angeordnet werden.
2 Wenn schwerwiegende Gründe es rechtfertigen, insbesondere wenn ein
Verbot der Berufsausübung von über einem Jahr mit hoher Wahrscheinlich-
keit zu erwarten ist, kann die anwaltliche Betätigung schon während der
Dauer des Disziplinarverfahrens vorsorglich untersagt werden (Art. 17 Abs. 3
BGFA).
3 Die Dauer des vorsorglichen Verbotes der Berufsausübung ist auf ein be-
fristetes Verbot anzurechnen.
4 Ein Berufsausübungsverbot ist im Amtsblatt zu veröffentlichen.

5. Kapitel: Rechtsschutz
Art. 16

Beschwerde an das Verwaltungsgericht
1 Gegen Entscheide der Anwaltskommission sowie des Präsidiums nach
Artikel 8 Absatz 1 kann beim Verwaltungsgericht nach den Vorschriften des
Verwaltungsrechtspflegegesetzes Beschwerde erhoben werden.
2 Gegen die Eintragungen ins kantonale Anwaltsregister steht das Be-
schwerderecht auch dem Glarner Anwaltsverband zu.

6. Kapitel: Anwaltshonorar
Art. 17

Grundsatz

Die Honorierung der Rechtsanwältin oder des Rechtsanwaltes durch die
Klientschaft richtet sich nach der Honorarvereinbarung mit der Klientschaft.

Art. 18

Moderationsverfahren

Entsteht zwischen einer Prozesspartei und ihrer Rechtsanwältin oder ihrem
Rechtsanwalt über die Honorarrechnung Streit, so richtet sich ein allfälliges
Moderationsverfahren nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung.
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7. Kapitel: Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte aus Mitglied-
staaten der EU

Art. 19

Vorübergehende Berufsausübung
1 Die Gerichte des Kantons Glarus verlangen von Angehörigen von Mitglied-
staaten der EU im Falle der vorübergehenden Berufsausübung gemäss
Artikel 21 Absatz 1 BGFA den Nachweis, dass sie berechtigt sind, den
Anwaltsberuf im Herkunftsstaat unter einer anerkannten Berufsbezeichnung
auszuüben.
2 Die Anwaltskommission kann ein Verzeichnis der erfolgten Nachweise
führen.

Art. 20

Ständige Berufsausübung unter der ursprünglichen Berufsbezeichnung
1 Die Anwaltskommission führt eine öffentliche Liste der Angehörigen von
Mitgliedstaaten der EU, die aufgrund ihrer Tätigkeit im Herkunftsstaat
berechtigt sind, unter ihrer ursprünglichen Berufsbezeichnung ständig Par-
teien vor den Glarner Gerichten zu vertreten.
2 Die Eintragung in die öffentliche Liste setzt eine Geschäftsadresse im Kan-
ton Glarus voraus und wird, gleich wie die Löschung des Eintrages, im
kantonalen Amtsblatt publiziert.

8. Kapitel: Kosten und Entschädigungen
Art. 21

Gebühren
1 Für Amtshandlungen, die aufgrund dieses Gesetzes vorzunehmen sind,
können nach Massgabe des Verwaltungsrechtspflegegesetzes und der Ver-
ordnung über amtliche Kosten im Verwaltungsverfahren und in der Verwal-
tungsrechtspflege sowie des Reglements über die Anwaltsprüfung Gebüh-
ren erhoben werden.
2 Die Eintragungen im Anwaltsregister und in der öffentlichen Liste sind
kostenlos.
3 Die Anwaltskommission setzt die Gebühren für die Anwaltsprüfung, die
Eignungsprüfung und das Gespräch zur Prüfung der beruflichen Fähigkeiten
im Reglement (Art. 9 Abs. 2) fest.

Art. 22

Kosten- und Entschädigungspflicht im Disziplinarverfahren

Die Kosten des Disziplinarverfahrens werden der Rechtsanwältin oder dem
Rechtsanwalt auferlegt, wenn eine Disziplinierung erfolgt oder das Verfah-
ren schuldhaft veranlasst wurde. Im Falle einer mutwilligen Anzeige wird die
anzeigende Person oder Behörde kosten- und gegebenenfalls auch ent-
schädigungspflichtig; in den übrigen Fällen trägt der Staat die Kosten.

Art. 23

Kosten- und Entschädigungspflicht im Rechtsmittelverfahren

Im Rechtsmittelverfahren richten sich die Kosten- und Entschädigungs-
pflicht nach den Vorschriften des Verwaltungsrechtspflegegesetzes.

9. Kapitel: Strafbestimmung
Art. 24

Unerlaubte Titelverwendung
1 Wer sich unbefugterweise als Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt bezeich-
net oder einen gleichwertigen Titel verwendet, wird mit Busse bis zu 5000
Franken, im Wiederholungsfall bis zu 20 000 Franken, bestraft. Zudem kann
eine Publikation des Entscheides im Amtsblatt erfolgen.
2 Vorbehalten ist die Bezeichnung als Patentanwältin oder Patentanwalt.



87

10. Kapitel: Uebergangs- und Schlussbestimmungen
Art. 25

Eintragung im Anwaltsregister

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, die beim Inkrafttreten dieses Geset-
zes über das glarnerische Anwaltspatent verfügen und im Kanton wohnhaft
sind, werden von Amtes wegen und ohne Erhebung von Gebühren im kan-
tonalen Anwaltsregister eingetragen.

Art. 26

Hängige Disziplinarfälle

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes hängigen Disziplinar-
fälle werden nach dem bisherigen Recht behandelt. Sofern die Bestimmun-
gen dieses Gesetzes für die Betroffene oder den Betroffenen günstiger sind,
gelangen diese zur Anwendung.

Art. 27

Aenderung bisherigen Rechts

Folgende Gesetze werden geändert:

a. Gesetz vom 6. Mai 1990 über die Gerichtsorganisation des Kantons
Glarus:

Art. 65

Parteivertretung vor Gericht

Für die Vertretung vor Gericht gelten das eidgenössische und kantonale
Anwaltsgesetz, soweit das Gesetz keine Ausnahme vorsieht.

Art. 66–72

Aufgehoben.

b. Gesetz vom 4. Mai 1986 über die Verwaltungsrechtspflege:

Art. 17 Abs. 2
2 Ausser in steuerrechtlichen und sozialversicherungsrechtlichen Strei-
tigkeiten können sich die Parteien vor Verwaltungsgericht nur durch eine
Person vertreten lassen, die nach dem kantonalen Anwaltsgesetz zur
Parteivertretung vor glarnerischen Gerichten berechtigt ist.

Art. 18 Abs. 1 2. Satz

Zur Parteivertretung zugelassene Anwälte gelten als Bevollmächtigte der
Parteien, für die sie handeln.

c. Strafprozessordnung des Kantons Glarus vom 2. Mai 1965:

Art. 20 Abs. 1
1 Der Landrat wählt unter den in einem kantonalen Anwaltsregister ein-
getragenen Anwälten die öffentlichen Verteidiger.

Art. 28

Inkrafttreten

Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens.


